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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 2 U 273/09 B 
 
L 14 U 161/07 (LSG Niedersachsen-Bremen) 
S 7 U 129/06 (SG Stade) 
 
 
 
……………………………., 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: ………………………., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Berufsgenossenschaft der Bauwirtschaft, 
Hildegardstraße 29/30, 10715 Berlin, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 14. Januar 2010 durch den 

Richter   Dr.  B e c k e r    als Vorsitzenden sowie die Richter   M u t s c h l e r  

und   H e i n z    

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil 

des Landessozialgerichts Niedersachsen-Bremen vom 27. August 2009 wird 

als unzulässig verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision in der angefochtenen Entscheidung 

des Landessozialgerichts (LSG) ist als unzulässig zu verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 1 iVm § 169 

des Sozialgerichtsgesetzes <SGG>). Der Kläger hat zur Begründung seiner Beschwerde kei-

nen der in § 160 Abs 2 SGG abschließend aufgeführten Zulassungsgründe (grundsätzliche Be-

deutung, Abweichung oder Verfahrensmangel) gemäß § 160a Abs 2 Satz 3 SGG schlüssig dar-

gelegt oder bezeichnet. 

 

Der Kläger rügt den Zulassungsgrund des Verfahrensmangels, weil das LSG eine Beweisauf-

nahme nicht vorgenommen habe, obwohl dies geboten gewesen wäre. Nach § 160 Abs 2 Nr 3 

SGG ist die Revision nur zuzulassen, wenn ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf 

dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann; der geltend gemachte Verfahrensmangel 

kann nicht auf eine Verletzung der §§ 109 (Anhörung eines bestimmten Arztes) und 128 Abs 1 

Satz 1 SGG (freie richterliche Beweiswürdigung) und auf eine Verletzung des § 103 SGG (Auf-

klärung des Sachverhalts von Amts wegen) nur gestützt werden, wenn er sich auf einen Be-

weisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. 

 

Diese Voraussetzungen werden in der Beschwerdebegründung nicht dargelegt, weil es hin-

sichtlich der gerügten Verletzung der Aufklärungspflicht durch das LSG schon an der Bezeich-

nung eines Beweisantrags mangelt, dem das LSG nicht gefolgt sein soll. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung der §§ 183, 193 SGG. 
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